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Stadt Aurich 

37. Änderung des Flächennutzungsplanes (Altstadt Au rich) 

Abwägung der Stellungnahmen zur Beteiligung der Beh örden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem äß 

§ 4 (2) BauGB und zur Beteiligung der Öffentlichkei t gemäß § 3 (2) BauGB zur erneuten Auslegung des En twurfs 

 

 

Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme Planungsrechtliche Vorgaben 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Landkreis Aurich  
Fischteichweg 7-13 
26603 Aurich  

23.08.2016 

Zur o.a. Bauleitplanung nehme ich wie folgt Stellung: 

Es bestehen gegen die o.g. Bauleitplanung keine grundsätzli-
chen Bedenken. 

Hinweise: 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  • Das Landes-Raumordnungsprogramm wurde zuletzt 2012 
geändert. Relevant als Planungsvorgabe ist zurzeit das 
LROP 2012 mit eingearbeiteten Änderungen des Entwurfs 
2016. 

Der Hinweis wird beachtet. Die Begründung wird redaktionell angepasst. Zwi-
schenzeitlich gilt das LROP 2017 in der Fassung vom 26.September 2017. 

Inhaltlich ergeben sich keine Änderungen. 

  Das RROP des Landkreises Aurich hat am 20.07.2006 die 
Gültigkeit verloren. Seit der Bekanntmachung der Planungs-
absichten im Januar 2009 befindet sich der Landkreis Aurich 
in der Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungspro-
grammes. Darin werden die Ziele und Grundsätze der Regi-
onalen Raumordnung neu festgelegt. Die Aussagen des 
Entwurfs des RROP aus dem Jahr 2015 sind somit als in 
Aufstellung befindliche Grundsätze und Ziele der Raumord-
nung zu verstehen, entsprechen einem öffentlichen Belang 
und sind dementsprechend als Planungsvorgabe der Raum-
ordnung zu berücksichtigen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird wie folgt ergänzt: 

Im Entwurf des RROP 2015 gehört das Plangebiet zum zentralen Siedlungsgebiet 
des Mittelzentrums Aurich. Aurich ist die Schwerpunktaufgabe „Erholung“ zugeord-
net. Die mit dieser Bauleitplanung verfolgte Umsetzung des Rahmenplanes zur 
Sanierung, Stärkung und Aufwertung der Innenstadt steht mit den Zielen der 
Raumordnung in Einklang. 

 

  Bzgl. des Abschnittes 1.5.5 merke ich an, dass das Einzel-
handelsgutachten im Juni dieses Jahres vom Rat der Stadt 
Aurich beschlossen wurde. Ich rege an, den ersten Absatz 
entsprechend zu aktualisieren. 

Der Hinweis wird beachtet, die Begründung wird redaktionell angepasst. 
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme Planungsrechtliche Vorgaben 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung Landkreis Aus raumordnerischer Sicht ist die vorgesehene Stärkung 
der Innenstadt zu begrüßen. Ich empfehle diese Stärkung 
prioritär vor den schwachen Lagebereichen voranzutreiben, 
um eine Nivellierung der Zentrenstärkung zu vermeiden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  • Aus abfallrechtlicher und bodenschutzfachlicher Sicht beste-
hen keine Bedenken, wenn die in der Begründung zum Be-
bauungsplan und im Umweltbericht genannten Hinweise be-
achtet werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen; betrifft jedoch nicht die 37. FNP-
Änderung. 

  • Aus straßenrechtlicher Sicht wird der Hinweis gegeben, dass 
insbesondere Anlegung von zusätzlichem Parkraum und die 
Verkehrsführung auf dem Georgswall Auswirkungen auf die 
Kreuzung K 111 (Julianenburger Straße) / Fischteich-
weg/Hafenstraße haben kann und in die Planungen für die 
Umgestaltung dieser Kreuzung aufgenommen werden müs-
sen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Erschließungsplanung beach-
tet. 

  • Die Schmutz- und Regenwasserentsorgung ist gewährleistet. 
Von einer schrittweisen Umsetzung der Vorgaben des Gene-
ralentwässerungsplanes wird ausgegangen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  • Ich weise vorsorglich darauf hin, dass ein unspezifischer, 
nicht weiter erläuterter Hinweis auf die vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen zu den in §1 VI Nr. 7 BauGB 
genannten Schutzgütern in der Auslegungsbekanntmachung, 
dem völligen Fehlen der Angaben i. S. des § 3 II S. 2 Halbs. 
1 BauGB zu den verfügbaren umweltbezogenen Informatio-
nen gleichzustellen ist und deshalb ein nach §214 I S. 1 Nr. 2 
beachtlicher Verfahrensfehler sein kann. Des Weiteren weise 
ich auf das BVerwG-Urteil vom 18.7.2013 hin, wonach „die 
Gemeinden verpflichtet sind, die in den vorhandenen Stel-
lungnahmen und Unterlagen behandelten Umweltthemen 
nach Themenblöcken zusammenzufassen und diese in der 
Auslegungsbekanntmachung schlagwortartig zu charakteri-
sieren. Das Bekanntmachungserfordernis erstreckt sich auch 
auf solche Arten verfügbarer Umweltinformationen, die in 
Stellungnahmen enthalten sind, die die Gemeinde für unwe-
sentlich hält und deshalb nicht auszulegen beabsichtigt.“ 
(BVerwG 4 CN 3.12) 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  • Die Genehmigungsfähigkeit der Änderung des Flächennut-
zungsplanes wird erst nach Vorlage des Antrages geprüft 
und kann nicht aus dieser Stellungnahme abgeleitet werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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2 LGLN 
Regionaldirektion Aurich  
Katasteramt Aurich  
Oldersumer Str. 48 
26603 Aurich  

28.07.2016 

Zu dem oben genannten Flächennutzungsplan wird vom Katas-
teramt als Träger öffentlicher Belange folgende Stellungnahme 
abgegeben: 

Gegen den Flächennutzungsplan  (bzw. die Änderung) beste-
hen folgende Bedenken. 

Die Planunterlage für den Flächennutzungsplan ist keine AK5 
oder TK25. 

Verfahrensvermerke entsprechen nicht der Anlage 15 
VVBauGB. 

Verwenden Sie bitte eine entsprechende Kartengrundlage. Wir 
empfehlen die AK5 mit folgendem Verfahrensvermerk, (s. Anla-
ge.) 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Die Plangrundlage für den Flächennutzungsplan kann laut Durchführungsvorschrift 
auf einer ALKIS – Grundlage basieren. 

Die Verfahrensvermerke werden angepasst. 

3 Deutsche Telekom 
Technik GmbH  
Hannoversche Str. 6-8 
49084 Osnabrück  

23.08.2016  

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom ge-
nannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. 
§ 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH 
beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen 
Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir 
wie folgt Stellung: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

  Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der 
Telekom. Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass 
Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien 
vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im 
Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Tele-
kommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müs-
sen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten 
sowie oberirdische Gehäuse soweit frei gehalten werden, dass 
sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen ange-
fahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die 
Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der 
zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommuni-
kationslinien der Telekom informieren.  

Der Hinweis wird beachtet. 
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 Fortsetzung Telekom (Internet: httpss://trassenauskunft-kabel.telekom.de 
https://trassenauskunft-kabel.telekom.de/ oder mail-
to:planauskunft.Nord@telekom.de). Die Kabelschutzanweisung 
der Telekom ist zu beachten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

  Über weitere notwendige Maßnahmen zur Sicherung, Verände-
rung oder Verlegung der Telekommunikationslinien der Tele-
kom können wir allerdings erst Angaben machen, wenn uns die 
endgültigen Ausbaupläne mit entsprechender Erläuterung vor-
liegen. Im Untersuchungsgebiet sind von uns für den Sanie-
rungszeitraum zurzeit keine Maßnahmen beabsichtigt oder 
eingeleitet, die für die Sanierung bedeutsam sein können. Sollte 
sich während der Baudurchführung ergeben, dass Telekommu-
nikationslinien der Telekom im Sanierungsgebiet nicht mehr zur 
Verfügung stehen, sind uns die durch den Ersatz dieser Anla-
gen entstehenden Kosten nach § 150 Abs. 1 BauGB zu erstat-
ten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Über gegebenenfalls notwendige Maßnahmen zur Sicherung, 
Veränderung oder Verlegung der Telekommunikationslinien der 
Telekom können wir erst Angaben machen, wenn uns die end-
gültigen Ausbaupläne mit entsprechender Erläuterung vorlie-
gen. Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikations-
netzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den 
Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, 
dass uns Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im 
Sanierungsgebiet so früh wie möglich, mindestens 3 Monate 
vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Wir werden Einzelfragen der Kostenerstattung rechtzeitig vor 
Baubeginn in Form einer Kostenübernahmevereinbarung mit 
Ihnen vereinbaren. 

Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu beteiligen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis wird beachtet. 
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4 OOWV 
Georgstraße 4 
26919 Brake  

17.08.2016  

Wir nehmen zu der o. g. Bauleitplanung wie folgt Stellung: 

Das Gebiet ist voll erschlossen. Die vorhandenen Versorgungs-
leitungen dürfen nicht durch geschlossene Fahrbahndecken - 
ausgenommen an den Kreuzungsstellen - überbaut werden. 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Bei der Erstellung von Bauwerken sind Sicherheitsabstände zu 
den Versorgungsleitungen einzuhalten. Ferner weisen wir da-
rauf hin, dass wegen der erforderlichen Wartungs-, Unterhal-
tungs- und Erneuerungsarbeiten Versorgungsleitungen weder 
überpflanzt noch mit anderen Hindernissen überbaut werden 
dürfen. Um Beachtung des DVGW Arbeitsblattes W 400-1 wird 
gebeten. 

Der Hinweis wird beachtet. 

  Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsleitungen in 
dem anliegenden Plan ist nicht maßstäblich. Die genaue Lage 
gibt Ihnen Dienststellenleiter Herr Dringenberg von unserer 
Betriebsstelle in Wiesedermeer, Telefon 04948 9180111, in der 
Örtlichkeit an. 

Der Hinweis wird beachtet. 

  

 

Die Anlage wird beachtet. 
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5 EWE NETZ GmbH  
Ubbo-Emmius-Str. 7-9 
26789 Leer 

12.08.2016  

Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger 
öffentlicher Belange im Rahmen des o. g. Vorhabens. 

In dem Plangebiet befinden sich Gasverteilungsleitungen, 20-
kV und 1-kV Kabel sowie Fernmeldekabel und Leerrohrsysteme 
mit Glasfaserkabeln der EWE NETZ GmbH mit den zugehöri-
gen Anlagen. 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Diese Leitungen und Anlagen müssen in ihren Trassen (Lage) 
und Standorten (Bestand) erhalten bleiben und dürfen weder 
beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet 
werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und An-
lagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beein-
trächtigt werden. 

Der Hinweis wird beachtet. 

  Sollten Sie für Ihre weitere Planung Informationen benötigen, 
können Sie diese schriftlich oder auch gerne über unsere Inter-
netseite (http://www.ewe-netz.de/gas/gas-geodaten.php) anfor-
dern. 

Für weitere Fragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne 
zur Verfügung! 

Der Hinweis wird beachtet. 
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6 Ostfriesische Landschaft 

Georgswall 5, 26584 
Aurich,  

25.08.2016 

gegen die o.g. Bauleitpläne bestehen aus der Sicht der archäo-
logischen Denkmalpflege insofern Bedenken, da sich das Areal 
im Bereich der Wehranlagen, am ältesten Stadtkern und in der 
Stadterweiterung der Stadt Aurichs befindet. Der Umfang, der 
Erhaltungszustand und die genaue Ausprägung der angetroffe-
nen Bodendenkmale ist derzeit noch nicht bekannt. Da der 
Umfang der notwendigen archäologischen Maßnahmen auch 
stark von der Art und dem Umfang der Bodeneingriffe abhängt, 
ist hier eine sehr frühzeitige Verzahnung mit und Sichtung der 
Baupläne notwendig. 

Um den Baufortschritt möglichst wenig zu behindern sind z. T. 
Prospektionen in Abhängigkeit zum Vorhaben/ der Ausführung 
notwendig ebenso wie Untersuchungen im Vorfeld der Erdar-
beiten. Dennoch werden separate Zeiten für Bergung und Do-
kumentation notwendig. 

Es sind ausreichend lange Firsten zur Untersuchung, Doku-
mentation und Fundbergung ggf. Ausgrabungen einzuräumen. 
Sollten Ausgrabungen erforderlich werden müssen diese nach 
dem Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz geregelt wer-
den. Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf das Nieders. 
Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978 (Nds. CVBl. S. 517), 
sowie die Änderung vom 26.05.2011 (Nds. GVBI. S. 135)  §§ 2, 
6, 13 und 14, wonach eine Genehmigung der Denkmalschutz-
behörde erforderlich ist, wenn Erdarbeiten an einer Stelle vor-
genommen werden, wo Funde vermutet werden. Die Genehmi-
gung kann unter Bedingungen und mit Auflagen erteilt werden. 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

In der Begründung sind die Belange der archäologischen Denkmalpflege bereits 
aufgeführt.  

 

 

 

 

 

Die Stadt Aurich wird die erforderlichen Prospektionen bei Bedarf durchführen 
lassen. Die Bedenken können damit zurückgewiesen werden. 

 

 

Hinweise zur archäologischen Denkmalpflege sind in den Planunterlagen bereits 
enthalten. 

  
 

Keine Anregungen und Bedenken hatten: 
 
1. Einzelhandelsverband Ostfriesland e. V., Schreiben vom 15.08.2016  
2. Entwässerungsverband Aurich, Schreiben vom 04.08.2016  
3. IHK für Ostfriesland und Papenburg, Schreiben vom 25.08.2016  
4. Bistum Osnabrück, Schreiben vom 24.08.2016  
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Es liegen keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung vor. 


